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Zur Zusammenarbeit der Kreisgerichte mit den örtlichen Volksvertretungen
Das Plenum des Obersten Gerichts hat sich auf seiner
31. Tagung am 23. Juni 1971 mit einigen Problemen 
und Erfahrungen der Zusammenarbeit der Gerichte 
mit den örtlichen Volksvertretungen bei der Krimina­
litätsbekämpfung und -Vorbeugung beschäftigt. In 
NJ 1971, Heft 15 werden wir darüber ausführlich be­
richten.
In Vorbereitung der Plenartagung des Obersten Ge­
richts haben auch einige Bezirksgerichte diese Proble­
matik erörtert. Auszüge aus den Berichten der Präsi­
dien der Bezirksgerichte Frankfurt (Oder) und Dresden 
zu Einzelfragen sind in NJ 1971 S. 145 f. und S. 364 f. 
veröffentlicht. In den folgenden Auszügen aus den Be­
richten der Präsidien der Bezirksgerichte Neubranden­
burg und Potsdam werden weitere Einzelfragen behan­
delt. D. Red.

Welche örtlichen Staatsorgane sind Partner 
der Zusammenarbeit?
Aus dem Bericht des Präsidiums an das Plenum des 
Bezirksgerichts Neubrandenburg am 22. April 1971
1. Entsprechend der Bedeutung der Volksvertretung als 
des höchsten Organs der Staatsmacht im jeweiligen 
Territorium haben die Kreisgerichte die Pflicht, mit 
dem Kreistag (im Kreis Neubrandenburg-Stadt: Stadt­
verordnetenversammlung) ständig und unmittelbar zu­
sammenzuarbeiten. Daneben ist in Abhängigkeit von 
der Lage im Kreis eine differenzierte Zusammenarbeit 
mit anderen örtlichen Volksvertretungen im Terri­
torium erforderlich. Dies betrifft insbesondere die 
Städte und Gemeinden, in denen der Bekämpfung von 
Rechtsverletzungen besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken ist.
Nach den bisherigen Erfahrungen ist die unmittelbare 
und ständige Zusammenarbeit mit dem Kreistag und 
der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Neubran­
denburg vom Direktor des Kreisgerichts wahrzunehmen. 
Seine Leitungstätigkeit muß sich schwerpunktmäßig 
darauf richten, die Führungs- und Entscheidungs­
praxis der Volksvertretung und ihrer Organe hinsicht­
lich der Verwirklichung der Kriminalitätsvorbeugung 
und -bekämpfung zu unterstützen.
Aus Protokollen über Dienstbesprechungen der Kreis­
gerichte und aus Aussprachen mit Kreisgerichtsdirek­
tofen ist ersichtlich, daß Kreistagssitzungen nicht re­
gelmäßig ausgewertet und nicht immer Überlegungen 
darüber angestellt werden, welchen spezifischen Bei­
trag das Kreisgericht zur Durchsetzung solcher Kreis­
tagsbeschlüsse zu leisten hat, die gesellschaftliche Be­
reiche betreffen, auf die auch die Rechtsprechung 
Einfluß nimmt.
Auch in der Arbeitsplanung der Kreisgerichte finden 
die Beschlüsse und Planvorhaben der Volksvertretun­
gen noch zu wenig Niederschlag. Es fehlen konkrete 
Festlegungen, zu welchen Fragen aus der Sicht der 
Kreisgerichte Informationen und Hinweise gegeben 
werden können, welches Material ausgearbeitet werden 
soll usw.
Entsprechend der Bedeutung einiger kreisangehöriger 
Städte (Kreisstädte) als Konzentrierungspunkte der 
Kriminalität sollte der Stellvertreter des Kreisgerichts­
direktors bzw. ein Richter des Kreisgerichts die Zu­
sammenarbeit mit den Stadtverordnetenversammlun­
gen dieser Städte nach den gleichen Grundsätzen ge­

stalten wie der Kreisgerichtsdirektor in bezug auf den 
Kreistag. Es muß gewährleistet sein, daß jeweils ein 
Mitarbeiter des Gerichts zumindest an den wichtigsten 
Beratungen der Stadtverordnetenversammlungen dieser 
Städte teilnimmt.
In Gemeinden, die zeitweise Schwerpunkte in der Ent­
wicklung von Rechtsverletzungen darstellen, kann und 
muß sich die Zusammenarbeit mit den Gemeindever­
tretungen differenziert auf der Grundlage von Fest­
legungen zwischen den Rechtspflegeorganen und der 
jeweiligen Volksvertretung und ihren Organen voll­
ziehen.
2. Im Interesse einer sachdienlichen Zusammenarbeit 
liegt es, wenn der Direktor des Kreisgerichts in der 
Ständigen Kommission Sozialistisches Recht bzw. In­
nere Angelegenheiten, Volkspolizei und Justiz des 
Kreistages aktiv mitarbeitet. Dadurch können einer­
seits die Erfahrungen und Erkenntnisse der Gerichte 
über die Kommission an die Volksvertretung heran­
getragen und andererseits die Erkenntnisse und Erfah­
rungen aus der Mitarbeit in der Kommission für die 
Arbeit des Gerichts verwendet werden. Damit werden 
auch Einzelinformationen und spezielle Hinweise in 
die Führungstätigkeit der Volksvertretung einbezogen, 
ohne daß es einer umfangreichen Materialaufbereitung 
bedarf.
3. Mit den örtlichen Räten, insbesondere dem Rat des 
Kreises, muß die Zusammenarbeit unter dem Gesichts­
punkt ihrer kollektiven Verantwortung für die Lei­
tung des Territoriums im Auftrag und zwischen den 
Tagungen der Volksvertretung erfolgen. Sie vollzieht 
sich in bezug auf den Informationsaustausch, die Zu­
arbeit zu Führungsentscheidungen und die Vorberei­
tung von Berichterstattungen der Kreisgerichte, durch 
die Teilnahme des Kreisgerichtsdirektors an den Rats­
sitzungen, durch verdichtete Informationen an den 
Vorsitzenden und durch den ständigen Kontakt zum 
Stellvertreter für Inneres.
Die Zusammenarbeit mit den örtlichen Räten in speziel­
len Fragen geschieht in der Regel über die Fachabtei­
lungen.
Die Gestaltung und Herstellung weiterer ständiger oder 
zeitweiliger Beziehungen mit weiteren Organen bzw. 
Einrichtungen des Rates des Kreises ist entsprechend 
den volkswirtschaftlichen Schwerpunkten zu prüfen 
und in Abhängigkeit von den gesellschaftlichen Erfor­
dernissen zu entscheiden. So kann das direkte Zusam­
menwirken der Gerichte mit den Räten für landwirt­
schaftliche Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft 
(RLN) auf zeitweilige Zusammenarbeit nach Vereinba­
rung und gegenseitiger Konsultation zur Lösung be­
stimmter Probleme beschränkt bleiben, soweit es um 
Fragen der Kriminalitätsbekämpfung geht. Das berührt 
jedoch nicht die ständige Zusammenarbeit mit dem 
RLN insbesondere auf dem Gebiet des LPG-Rechts, 
auch unter dem Gesichtspunkt der Vorbeugung und 
Verhinderung jeder Art von Rechtsverletzungen.

Zur Berichterstattung der Kreisgerichte 
vor den örtlichen Volksvertretungen
Aus dem Bericht des Präsidiums an das Plenum des 
Bezirksgerichts Potsdam am 25. März 1971
Die Berichterstattung der Kreisgerichte vor den Kreis­
tagen nimmt in der Zusammenarbeit mit den örtlichen
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